Vernehmlassung Informatikmittelschulen

Stellungnahme des GBKZ im Rahmen der Vernehmlassung zur Änderung des Reglements für die Aufnahme in die Pilotklassen der Informatikmittelschulen (IMS) an Handelsmittelschulen des Kantons Zürich. Der GBKZ wurde eingeladen, sich an der oben aufgeführten Vernehmlassung zu beteiligen. Wir bedanken uns für diese Anfrage und Möglichkeit. 

Als im Rahmen des GBKZ für den Bildungsbereich zuständiger Verband hat der VPOD (Verband des Personals öffentlicher Dienste) eine Stellungnahme erarbeitet. Der GBKZ hat diese geprüft und trägt sie per Vorstandsentscheid im Namen aller Gewerkschaften vollumfänglich mit. 

Vernehmlassungsantwort
Zürich, 16. Dezember 2013 

Vernehmlassungsantwort des VPOD Zürich Lehrberufe zum Reglement für die Aufnahme in die Pilotklassen der Informatikmittelschulen an Handelsmittelschulen 

Der VPOD Zürich Lehrberufe dankt dem Regierungsrat für die Einladung zur Vernehmlassung zum Entwurf „Reglement für die Aufnahme in die Pilotklassen der Informatikmittelschulen an Handelsmittelschulen“. Wir äussern uns zu Beginn zum Ganzen und dann zu einzelnen Punkten. 

Grundsätzliches
Der VPOD begrüsst, dass der Informatiklehrgang an den Handelsmittelschulen nach der Pilotphase definitiv als Ausbildungsgang angeboten wird. Damit bleibt interessierten Jugendlichen eine wichtige Ausbildungsmöglichkeit erhalten. Zudem hat der Kanton Zürich im Bereich der Informatik tendenziell noch immer einen Fachkräftemangel zu verzeichnen. Es ist zentral, dass es den Jugendlichen auf verschiedenen Wegen ermöglicht wird, in dieses Gebiet einzusteigen. 

§2.2 Zulassung
Es gibt keinen für uns ersichtlichen Grund, weshalb nicht auch SchülerInnen der anderen Sekundarstufen zur Aufnahmeprüfung zugelassen werden sollen, wie dies ab 2015 auch für die anderen Abteilungen der Mittelschulen vorgesehen ist. Die Durchlässigkeit im Bildungssystem muss gefördert werden. Sie lässt eine breitere Palette an verschiedenen Bildungswegen zu und schafft Chancen und Möglichkeiten. 

§3,§5 und §18 bezüglich des Eignungstests
Es scheint uns nicht plausibel, dass die SchülerInnen neben der Zulassungsprüfung einen Eignungstest absolvieren müssen. Die Aufnahmeprüfung reicht bereits aus, um eine Einschätzung der schulischen Fähigkeiten der SchülerInnen vornehmen zu können. Der Zugang zur Ausbildung soll nicht mit zusätzlichen Hürden erschwert werden. Die Ausbildung soll grundsätzlich möglichst vielen Jugendlichen offen stehen, welche die nötigen Anforderungen erfüllen. 

§5.3 Eignungstest und §8 Durchführung
Der VPOD spricht sich klar dagegen aus, dass Ausbildungskosten in Form von Gebühren oder sonstigen finanziellen Beiträgen von den SchülerInnen getragen werden müssen. Kosten für ausserordentliche Prüfungen oder für Eignungstest sollen nicht von den SchülerInnen übernommen werden müssen. Es ist die Aufgabe der Allgemeinheit für die Bildungskosten aufzukommen. Im Sinne der Chancengleichheit müssen die verschiedenen Bildungswege allen offen stehen, sie dürfen nicht von der Finanzkraft der SchülerInnen oder deren Eltern abhängen. 

§18.2 Aufhebung Platzbeschränkung
Der VPOD begrüsst die Aufhebung der Platzbeschränkung. 

  

Mit bestem Dank und Gruss 

Katrin Meier, Präsidentin VPOD Lehrberufe
I.V. Ursula Näf, Regionalsekretärin VPOD Lehrberufe 
GBKZ, 20.12.2013.
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